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Obwohl sich das Bundesgericht bereits
mehrmals zur obligationenrechtlichen Quali-
fi kation des Architektenvertrages geäussert 
hat, bleiben immer noch einige Fragen be-
treffend des anwendbaren Vertragsrechts 
offen. Der momentane Stand der Lehre und
Praxis kann folgendermassen zusammenge-
fasst werden:
– Erstellt der Architekt Pläne, einen Kosten-

voranschlag oder Submissionsunterlagen, 
so schliesst er mit dem Besteller einen
Werkvertrag (Art. 363 ff. OR) ab.

– Liegt die Arbeitsvergabe oder die Bauauf-
sicht in der Verantwortung des Architek-
ten, so unterstehen diese Tätigkeiten dem 
Auftragsrecht (Art. 394 ff. OR).

– Umfasst die Tätigkeit des Architekten so-
wohl die Erstellung von Plänen und ähnli-
chem als auch die Bauaufsicht oder Ar-
beitsvergabe (sog. Gesamtvertrag), so 
liegt ein aus Werkvertrag und Auftrag ge-
mischter Vertrag vor. Je nach der spezifi -
schen Einzelleistung fi ndet darauf Werk-
vertrags- oder Auftragsrecht Anwendung.

Dieser Stand der Dinge erlaubt jedoch keine
scharfe Trennung zwischen Auftrag und 
Werkvertrag. Selbst das Bundesgericht hält
sich nicht konsequent an seine Abgrenzung. 
Dies zeigt beispielsweise die Beurteilung der
Haftung eines Architekten für einen unge-
nauen Kostenvoranschlag bei einem Ge-
samtvertrag: Laut Bundesgericht bestimmt
sich die Haftung des Architekten in diesem
Fall nach den auftragsrechtlichen Regeln, 

obwohl der Kostenvoranschlag an sich – ge-
mäss obenstehender Qualifi kation – den Re-
geln des Werkvertragrechts unterstehen
würde.

Auflösung des Vertrages
Unberührt von der Einordnung der Einzel-
leistungen im Gesamtvertrag richtet sich die 
Aufl ösung des Vertrages zwischen Architekt 
und Bauherr immer nach Auftragsrecht (Art. 
404 OR). Der Gesamtvertrag kann somit von
beiden Seiten jederzeit aufgelöst werden, 
allenfalls mit der Folge der Schadenersatz-
pfl icht bei einer Kündigung zur Unzeit. Dage-
gen unterliegt ein Architektenvertrag, der 
seinem Vertragsinhalt nach ein reiner Werk-
vertrag ist, den Aufl ösungsregeln des Werk-
vertragsrechts.

Angesichts dieser verworrenen und für die
Rechtssicherheit nicht gerade förderlichen 
Situation plädieren einige Fachautoren für 

eine einheitliche Anwendung des Auftrags-
rechts bei Gesamtverträgen. Tatsächlich 
scheint sich das Bundesgericht in seiner
neuesten Rechtsprechung in diese Richtung
zu bewegen. Mit Blick auf die Beweislastver-
teilung bei mangelhafter Erfüllung des Ge-
samtvertrages kann diese Entwicklung allen-
falls negative Folgen für den Bauherren
haben.

Keine Allgemeinverbindlichkeit von 
SIA 102
Die SIA-Ordnungen werden vom Berufs-
verband der Ingenieure und Architekten 
(Schweizer Ingenieur- und Architektenver-
band, SIA) herausgegeben. Sie stellen eine 
Hilfestellung zum Vertragsschluss dar und 
sollen die Vertragsparteien in ihrem Vorha-
ben unterstützen, einen konkreten Vertrag 
abzuschliessen.

Die SIA-Ordnungen (neben der Ordnung 102
existieren noch andere Ordnungen) besitzen
keine allgemeine Verbindlichkeit, d.h. sie 
gelten nur, wenn sie von den Parteien als 
anwendbar vereinbart werden. Sie sind des-
halb nicht einer gesetzlichen Regelung

gleichzustellen, wie das in der Praxis manch-
mal fälschlicherweise angenommen wird. 
Wird die Anwendbarkeit der SIA-Ordnung
nicht vereinbart, so bestimmen sich die Fol-
gen des Vertragsschlusses nach Gesetz oder 
nach allfällig individuell vereinbarten Regeln. 
Ein Vertragspartner kann sich in diesem Fall 
nicht auf die SIA-Ordnung berufen.

Die SIA-Ordnung 102 enthält Informationen
zu den Aufgaben des Architekten und seiner
Stellung gegenüber dem Bauherr. Weiter fi n-
den sich ein detaillierter Leistungsbeschrieb
sowie Ausführungen zur Vergütung und 
 Honorierung. Nicht zu vergessen ist Art. 1 
der SIA-Ordnung 102, welcher die vertragli-
chen Rechte und Pfl ichten des Architekten 
und des Auftraggebers festlegt. Zu beachten 
ist stets, dass sich der Fokus der SIA-Ord-
nung 102 auf die Leistungserbringung als
Gesamtes und nicht auf die einzelne Leis-
tung richtet.

Recht

Verantwortlichkeit 
des Architekten
Lic. iur. Mathias Birrer, Rechtsanwalt, Kaufmann Rüedi & Partner, Luzern

Dem Architekten kommt bei Bauprojekten eine zentrale Rolle zu. Im Nor-
malfall hat er nicht nur die klassische Funktion des Planverfassers. Vielmehr
kümmert er sich auch um die Schätzung der Kosten, die Auswahl der Hand-
werker, die Terminierung des Projektes und die allgemeine Beratung der
Bauherrschaft, so beispielsweise bei Vertragsabschlüssen. Angesichts die-
ser vielfältigen Aufgaben stellt sich die Frage, wie der «Architektenvertrag»
zu qualifizieren ist und welche Rechte und Pflichten sich aus der jeweiligen
rechtlichen Einordnung ergeben.

Die Haftung des Architekten geht weiter, 
als gemeinhin angenommen wird.
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Die SIA-Ordung 102 ist ihrem Wesen nach 
auftragsrechtlicher Natur. Sie sieht bezüglich
Haftung deshalb lediglich vor, dass der Archi-
tekt für die verschuldet fehlerhafte Auftrags-
erfüllung einzustehen hat. Zu den werkver-
traglichen Mängelfolgen, die eine Wande-
lung, Minderung oder Nachbesserung nach
sich ziehen können, ohne dass den Architek-
ten ein Verschulden trifft, enthält die Ord-
nung SIA 102 keine Bestimmungen. Nun 
wurde aber bereits dargelegt, dass gemäss 
geltender Rechtsprechung der Architekten-
vertrag, je nach konkretem Inhalt, entweder 
als Auftrag, Werkvertrag oder gemischtes
Vertragsverhältnis interpretiert wird. Die 
SIA-Ordnung 102 kann sich somit in Anwen-
dung der gültigen Rechtsprechung als lü-
ckenhaft erweisen, wenn im konkreten 
 Anwendungsfall eine werkvertragliche Be-
ziehung anzunehmen ist. In diesem Fall ge-
hen die gesetzlichen Regelungen des Werk-
vertragsrechts der SIA-Ordnung 102 vor. Die 
Qualifi kation eines Vertrages liegt nämlich
nicht in der Kompetenz der Parteien sondern
der des Richters.

Individuelle Vereinbarungen
Solange nicht zwingende gesetzliche Regeln
entgegenstehen, können Bauherr und Archi-

tekt auch individuelle Vereinbarungen tref-
fen und den Vertrag so ihren Bedürfnissen
anpassen. Diese individuellen Vereinbarun-
gen gehen der zusätzlich vereinbarten
SIA-Ordnung 102 vor. Zwingende Einschrän-
kungen zeigen sich hier, wie zur SIA-Ord-
nung 102 bereits angedeutet, in zweifacher 
Weise:
– Die Aufl ösung des Gesamtvertrages unter-

steht der auftragsrechtlichen Regelung. 
Dieser jederzeitigen Möglichkeit der Ver-
tragsaufl ösung im Auftragsrecht wird vom
Bundesgericht zwingender Charakter zu-
geschrieben. Eine abweichende Vereinba-
rung zwischen den Parteien wäre somit
nicht gültig.

– Ebenso ist die Qualifi kation des Vertrags-
verhältnisses selbst der Regelung durch
die Parteien entzogen. Von den einleitend 
erwähnten Grundsätzen, die bestimmen, 
in welcher Konstellation welches Vertrags-
verhältnis anzunehmen ist, kann des halb 
nicht abgewichen werden.

Was sind typische Schäden?
Ausgehend vom häufi gen Einsatz des Archi-
tekten als Gesamtplaner, der sowohl die 
Pläne und Kostenvoranschläge ausarbeitet 
als sich auch um die Bauüberwachung und

Arbeitsvergabe kümmert, kann sich eine 
Haftung des Architekten aus folgenden
Gründen ergeben:

1. für die falsche Schätzung der Baukosten
2. für falsche Beratung
3. für die Nichteinhaltung von Terminen und 

Fristen
4. für Planungsfehler

Unter welchen Voraussetzungen eine Haf-
tung des Architekten gegeben ist, wird in der 
Folge genauer erläutert.

1. Schätzung der Baukosten
Ermittelt ein Architekt im Auftrag eines Bau-
herren die mutmasslichen Kosten einer ge-
planten Baute und kostet die Realisierung
der Baute schliesslich mehr als der Architekt 
errechnet hat, so stellt sich die Frage, ob der 
Architekt für diese Fehleinschätzung einste-
hen muss und gegenüber dem Bauherrn
schadenersatzpfl ichtig wird.

Voraussetzung für eine Haftung des Archi-
tekten ist unter anderem ein Schaden. Für 
die Frage, ob der Architekt für die Kostenü-
berschreitung haftet, kann demnach der 
Einfachheit halber zuerst darauf abgestellt 
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werden, wie sich der Bauherr im Wissen um 
die falsche Kostenschätzung verhalten hät-
te. Falls der Bauherr auch im Wissen um die 
Mehrkosten das Projekt entsprechend reali-
siert hätte, erleidet der Bauherr keinen Scha-
den und den Architekten trifft somit auch
keine Schadenersatzpfl icht. Dass der Bau-
herr das Projekt tatsächlich trotzdem reali-
siert hätte, muss in diesem Fall vom Archi-
tekten nachgewiesen werden. Macht der 
Bauherr geltend, dass er im Wissen um die 
falsche Kostenschätzung auf das Bauvorha-
ben ganz verzichtet hätte, so schuldet der 
Architekt den Ersatz des sog. Vertrauens-
schadens, das heisst die Mehrkosten um die
der Kostenvoranschlag überschritten wor-
den ist. In diesem Falle müsste der Bauherr
den Nachweis erbringen, dass er, im Wissen 
um die Mehrkosten, auf die Realisierung
verzichtet hätte.

Die SIA-Ordnung 102 sieht vor, dass der Ge-
nauigkeitsgrad des Kostenvoranschlages
grundsätzlich von den Parteien festzulegen
ist, hält aber zusätzlich fest, dass mangels 
einer besonderen Vereinbarung ein Tole-
ranzwert von 10% gilt. Falls also die SIA-Ord-
nung 102 im konkreten Vertrag für anwend-
bar erklärt worden ist, haftet der Architekt 
nicht für eine Überschreitung des Kostenvor-
anschlages, die sich noch innerhalb der Tole-
ranzgrenzen befi ndet. Für darüber hinausge-
hende Überschreitungen haftet er dann im
Rahmen des sogenannten Vertrauensscha-
dens.

Ausserhalb der Ordnung SIA 102 hat sich 
ebenfalls eine Toleranzgrenze von 10% einge-
bürgert. Bleibt die Kostenüberschreitung un-
ter 10% spricht die Vermutung dafür, dass der 
Architekt nicht unsorgfältig gehandelt hat.

Zusätzlich zur Schadenersatzpfl icht kann die 
ungenaue Kostenschätzung auch zur Kür-
zung des Honoraranspruchs des Architekten 
führen. Wie einleitend festgehalten wurde, 
kann ein Vertrag mit dem Architekten je 
nach Inhalt auch als Werkvertrag qualifi ziert 
werden. In diesem Fall stehen dem Bau-
herrn, nebst der Schadenersatzpfl icht des 

Architekten bei Verschulden, die werkver-
traglichen Mängelrechte zur Verfügung, 
 konkret die Wandelung, Minderung oder 
Nachbesserung. Aber auch wenn man die 
konkrete Vertragsbeziehung zwischen Bau-
herr und Architekt dem Auftragsrecht unter-
stellt, kann eine fehlerhafte Kostenschät-
zung zur Reduktion des Honorars führen. 
Gemäss Rechtsprechung besteht bei einem
mangelhaft oder nur teilweise ausgeführten
Auftrag lediglich ein Honoraranspruch auf 
die vertragskonforme Leistung. Eine nicht 
vertragskonforme Leistung und somit eine
schlechte Erfüllung des Auftrages liegt im-
mer dann vor, wenn der Architekt einen
Kostenvoranschlag aufstellt, der sich nach
der Toleranzbereinigung immer noch als un-
genau oder fehlerhaft erweist. Ein Verschul-
den scheint nicht vorausgesetzt zu sein, was 
darauf schliessen lässt, dass sich im Bereich
der Kostenschätzung die Haftung für den
Architekten tendenziell verschärft hat. Eine 
unrichtige Auskunft über die zu erwartenden
Baukosten, die von den tatsächlichen Kosten 
über die Toleranzgrenze hinaus überschrit-
ten werden, hat nach dieser Rechtsprechung
wohl immer eine Reduktion des Honorars 
zur Folge. Die Reduktion ist aber abhängig
von der tatsächlichen Überschreitung.

2. Falsche Beratung
Zu den Pfl ichten des Architekten, der im 
Rahmen eines Gesamtvertrages für die Bau-
herrschaft tätig wird, gehört auch deren Be-
ratung. Eine Verpfl ichtung des Architekten 
zur fachkundigen Beratung liegt nicht erst
bei unterzeichnetem Vertrag vor. Bereits im 
vorvertraglichen Stadium, z.B. bei ersten in-

formellen Gesprächen zwischen dem Archi-
tekten und der Bauherrschaft oder während
den Vertragsverhandlungen, kann den Archi-
tekten eine Beratungspfl icht treffen. Diese 
kann bei falscher Beratung zu einer Scha-
denersatzpfl icht des Architekten führen.

Zur Beratungspfl icht des Architekten im Rah-
men der Ordnung SIA 102 gehört neben der
eigentlichen bautechnischen Beratung auch 
das Ausarbeiten und die Kontrolle von Ver-
trägen. Daraus kann geschlossen werden, 
dass den Architekten in diesem Bereich um-
fangreiche Beratungspfl ichten treffen. Fal-
sche Rechtsberatung durch den Architekten 
kann also zu einer Haftung führen. Anzumer-
ken bleibt, dass sich der Architekt nicht mit 
dem Argument aus der Verantwortung be-
freien kann, er sei keine juristische Fachper-
son. Nimmt er die Beratung vor, kann ihn die 
Haftung trotzdem treffen, da er eine Aufga-
be übernimmt der er gar nicht gewachsen
ist. Dies wird im Auftragsrecht allgemein als 
Übernahmeverschulden bezeichnet. Ver-
tragsgestaltung ist primär eine juristische
Aufgabe. Der Architekt ist deshalb gut bera-
ten, sich von einer Fachperson unterstützen
zu lassen, die über die nötigen juristischen
Fachkenntnisse verfügt.

Auch aus Gefälligkeitsleistungen kann 
eine Haftung entstehen.
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Immer wieder Anlass zu Fragen der Haftung 
geben «gefälligkeitshalber» erbrachte Leis-
tungen. Dies sind Leistungen, die von den 
Vertragsparteien im Normalfall ohne Vorlie-
gen eines Vertragsverhältnisses erbracht 
werden. In letzter Zeit hat sich die Recht-
sprechung dahingehend weiterentwickelt, 
dass ausgehend davon, dass bei Gefällig-
keitsleistungen regelmässig eine «besonde-
re Nähe» zwischen dem Ratsuchenden und
dem Ratgebenden besteht, eine Verantwor-
tung des Ratgebenden analog der vertragli-
chen Haftung angenommen wird. Dies hat 
zur Konsequenz, dass der Architekt, der Ge-
fälligkeitsleistungen erbringt, nach der für 
ihn nachteiligeren Vertragshaftung beurteilt 
wird und er deshalb beweispfl ichtig ist, dass 
ihn kein Verschulden trifft.

3. Nichteinhaltung von Terminen und
Fristen
Gesetz und SIA-Ordnung 102 geben der ei-
nen Vertragspartei die Möglichkeit, die ande-
re Partei, die eine vereinbarte Leistung nicht
fristgemäss erbringt, durch eine schriftliche
Mahnung in Verzug zu setzen. Setzt die eine 
Partei die andere in Verzug und hat sie sel-
ber ebenfalls noch Leistungen zu erbringen, 
so bestimmt die SIA-Ordnung 102 zusätzlich, 
dass sich auch die Fristen, innert welcher 
die mahnende Partei ihre Leistung zu erbrin-
gen hat, angemessen erstrecken. Ebenfalls 
hält die Ordnung SIA 102 explizit fest, dass 
die Nichteinhaltung von verbindlich verein-

barten Fristen oder Terminen zur Schadener-
satzpfl icht führen kann. Damit ist aber noch
nicht bestimmt, welche Fristen und Termine 
tatsächlich verbindlich sind und Haftungsfol-
gen auslösen können und welche Termine 
lediglich informellen Charakter haben, aber 
dennoch angemahnt werden können, wohl 
aber keine Schadenersatzpfl icht zur Folge 
haben. Dies wird sich erst durch Auslegung 
des einzelnen Vertrages eruieren lassen. Als 
allgemeine Faustregel gilt immerhin, dass 
Fristen und Termine, welche nicht ausdrück-
lich als verbindlich bezeichnet werden, le-
diglich informellen Charakter haben.

Konsequenterweise muss davon ausgegan-
gen werden, dass die Nichteinhaltung ver-
bindlicher Termine und Fristen nebst der
Schadenersatzpfl icht auch eine Honorarre-
duktion analog der fehlerhaften Kosten-
schätzung nach sich ziehen kann. Dies unbe-
sehen der konkreten Qualifi kation des 
Architektenvertrages.

4. Planungsfehler
Für Planungsfehler, also Fehler an Plänen 
selbst (z.B. fehlerhafte Berechungen oder
Nichteinhalten von Grenzabständen) kann
im Grundsatz auf das bereits in Bezug auf 
die falsche Kostenschätzung Erwähnte ver-
wiesen werden. Immerhin sei anzumerken, 
dass für die Mängel am Plan der Architekt 
kausal haftet, da die Erstellung von Plänen
gemeinhin dem Werkvertragsrecht unter-
stellt wird. Der Bauherr kann somit alternativ
Minderung, Wandelung oder Nachbesserung
verlangen, auch wenn den Architekten kein 
Verschulden trifft. Eine nachträgliche Nach-
besserung des fehlerhaften Planes bringt je-
doch in der Praxis meist wenig. Bedeutender 
sind die Mangelfolgeschäden (z.B. Baumän-
gel oder Ertragsausfall), die ein fehlerhafter 
Plan nach sich ziehen kann. Diesbezüglich 
haftet der Architekt jedoch, analog zum Auf-
tragsrecht, nur, wenn ihn ein Verschulden 
trifft.

Es ist auch hier zu unterscheiden zwischen
dem Anspruch des Bauherren auf Reduktion
des Architektenhonorars und dem Anspruch 
auf Schadenersatz. Unbesehen, ob die kon-
krete Leistung als Werkvertrag oder Auftrag 
qualifi ziert wird, gilt bezüglich des Schadens
ebenfalls die Theorie des Vertrauensscha-
dens. Sollte sich ein Werk als völlig un-
brauchbar erweisen, so kann dies zur gänzli-
chen Streichung des Architektenhonorars 
führen.

Wie reagieren bei Fehlern?
Obwohl die Unterscheidung zwischen Werk-
vertrag und Auftrag bezüglich der Haftung
des Architekten durch die Rechtsprechung
stark verwischt worden ist, zeigen sich im 
Detail doch Unterschiede, die es zu beach-
ten gilt. So herrscht im Werkvertragsrecht 
die Pfl icht, ein Werk nach der Ablieferung zu 
prüfen und dabei entdeckte Mängel sofort
zu rügen. Werden Mängel nicht gerügt, so 
gilt das Werk als akzeptiert. Die Ordnung SIA 
102 enthält zwar, analog zur Ordnung SIA
118 und in Abweichung zur gesetzlichen
Regelung den Passus, das Mängel am Bau-
werk während der ersten zwei Jahren nach 
Abnahme jederzeit gerügt werden können. 
Die Umschreibung «Mängel am Bauwerk»
spricht aber dafür, dass Mängel an Plänen
oder Gutachten davon nicht berührt werden
und somit sofort gerügt werden müssten. 
Dies dürfte unter Umständen für einen Bau-
herrn schwierig sein, hat er doch meist nicht 
das notwendige Fachwissen. Bis hier die 
Rechtsprechung eine praktikablere Lösung
entwickelt, empfi ehlt es sich für den Bau-
herrn, entdeckte Mängel in Kostenschätzun-
gen und in Plänen oder Gutachten sofort zu
rügen. Dies sollte aus Beweisgründen
schriftlich, am besten eingeschrieben ge-
schehen.

Der Architekt hat – vor allem im Rahmen ei-
nes Gesamtvertrages – ein weit grösseres
Aufgabengebiet abzudecken, als sich auf 
den ersten Blick vermuten liesse. Er ist nicht 
nur «Planzeichner», sondern auch Projekt-
manager, Rechtsberater usw. Dies schlägt 
sich dementsprechend in der haftungsrecht-
lichen Verantwortlichkeit des Architekten 
nieder, die gerade in Bezug auf fehlerhafte
Kostenschätzungen eine recht strenge Form 
angenommen hat.
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